
 

 

Name der Organisation: Mother Hood e.V. 
Antworten von Bündnis 90/Die Grünen Brandenburg 

 
Frage 1 
Wie stellen Sie sicher, dass Familien während Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett 
wohnortnah versorgt werden können (zum Beispiel Verhinderung von Schließung von 
Geburtsstationen, Konzepte zur Förderung von Hebammenpraxen oder Überleitungskonzepte)? 
 
Wir wollen sichere Geburten in allen Landesteilen ermöglichen. Mit der Hebammenförderrichtlinie 
und dem Hebammenaktionsplan haben wir die Versorgung in Brandenburg deutlich verbessert: 
Damit können Hebammen Unterstützung für Ausbildungsbegleitung und Fortbildungen oder bei der 

Praxisgründung beantragen – dadurch wurden 56 neue Praxen und 4 Geburtshäuser eröffnet. Den 
Hebammenaktionsplan wollen wir zu einem Aktionsplan „Sichere Geburtshilfe“ ausweiten u. weitere 
Geburtshausgründungen fördern. Geburtshilfe-Kliniken müssen sicherstellen, dass der Kreißsaal 24 h 
verfügbar ist. Wir haben mit unserer grünen Gesundheitsministerin dafür gesorgt, dass alle 
Krankenhaustandorte erhalten geblieben sind. Leider mussten 3 Geburtsstationen schließen 
(Templin, Rathenow, Eisenhüttenstadt). Im Rahmen der Krankenhausreform des Bundes wollen wir 
flächendeckend Geburtshilfestationen sowie die vier Level-I-Zentren für Frühgeborene erhalten. In 
Templin haben wir durch eine Kooperation mit dem Krankenhaus Eberswalde die 
Hebammenversorgung vor/nach der Geburt unterstützt. 
 
Frage 2 
Eine Eins-zu-Eins-Betreuung während der Geburt wird in der aktuellen medizinischen Leitlinie 
“Vaginale Geburt am Termin” empfohlen. Welche Maßnahmen ergreifen Sie für entsprechende 
personelle und strukturelle Kapazitäten in den Kliniken? 
 
Wir wollen ein Brandenburger Pilotprojekt für hebammengeleitete Kreißsäle initiieren und 
perspektivisch eine 1:1-Betreuung durch Hebammen ermöglichen. Die Krankenhäuser stellen 
Hebammen eigenverantwortlich ein, aber wir setzen uns für eine bessere Bezahlung von Hebammen 
und Entbindungspflegern ein und verbessern die Rahmenbedingungen für Studium und 
Nachqualifizierung: Mit der Einrichtung des Studiengangs Hebammenwissenschaften in Eberswalde 
und dem bestehenden in Senftenberg sorgen wir dafür, dass viele junge Menschen in den Beruf 
kommen, denn Fachkräfte, die ihre Ausbildung oder ihr Studium in Brandenburg absolvieren, bleiben 
eher vor Ort. Wir wollen die nachträgliche Qualifizierung erleichtern, auch berufsbegleitend. Das 
Problem der nicht ausreichenden Anzahl an Hebammen im Land wollen wir ganzheitlich angehen, 
auch weil viele Hebammen bald in den Ruhestand gehen. Daher hat unsere grüne 
Gesundheitsministerin nach einem Landtagsbeschluss den Runden Tisch Hebammenhilfe initiiert. 
 
Frage 3 
Welche Schritte unternehmen Sie zur Umsetzung der Istanbul-Konvention zur “Bekämpfung der 
Gewalt gegen Frauen” in Bezug auf Gewalterfahrungen während der Geburt? 
 
Die Umsetzung der Istanbul-Konvention und die Bekämpfung aller Dimensionen 
geschlechtsspezifischer Gewalt ist für Bündnis 90/Die Grünen von höchster Priorität. Das haben wir 
im letzten Koalitionsvertrag verankert, mit vielen Maßnahmen wie Ausbau von Frauenhäusern, 
Prävention, Beratung, Täterarbeit und Spurensicherung bei Vergewaltigung, und die Haushaltsmittel 
in der letzten Wahlperiode um 1 Mio. Euro aufgestockt. Traumatische Geburtserfahrungen sind 
immer noch gesellschaftliches Tabuthema, für uns aber Teil einer ganzheitlichen Betrachtung 
geschlechtsspezifischer Gewalt. Die Istanbul-Konvention benennt Gewalt unter der Geburt zwar nicht 
direkt, aber da sie jede Form der Gewalt von Frauen adressiert, ist auch Gewalt unter der Geburt 
mitgemeint. Wir können uns vorstellen das Problem durch parlamentarische Initiativen stärker zu 
thematisieren und im Austausch mit u.a. Frauenverbänden, Hebammen und dem Frauenministerium 
für diese Dimension von Gewalt Angebote zu entwickeln.  



 

 

 
Frage 4 
Welche Maßnahmen ergreift Ihre Partei, um neue evidenzbasierte Qualitätskriterien für die 
Geburtshilfe zu entwickeln? 
 
Aufgrund der Selbstverwaltung im Gesundheitswesen gibt es wenige Einflussmöglichkeiten. Auf 
Bundesebene setzt sich Bündnis 90/Die Grünen regelmäßig beim Gesundheitsministerium für die 
Beauftragung von Leitlinien ein. Die 2023 von der AWMF angemeldete Leitlinie 
"Schwangerenvorsorge bei gesunden Schwangeren", die aktuelles Wissen zur Betreuung gesunder 
Schwangerer mit Einlingsschwangerschaft bündelt und die Notwendigkeit von Interventionen 
einschätzt, begrüßen wir sehr, denn sie bietet Orientierung u. ermöglicht eine selbstbestimmte 
Schwangerschaft. Die Erkenntnisse aus den 2020 veröffentlichten Leitlinienprojekten, Kaiserschnitte 
und Vaginale Geburt am Termin, die „Handlungskorridore“ für die geburtshilfliche Praxis bieten, 
müssen nun in Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses überführt werden – was wir bereits 
seit Jahren fordern. Auch beim Erhalt der Level-1-Perinatalzentren setzen wir uns dafür ein, sich an 
messbaren Qualitätskriterien und nicht (allein) an Mindestmengen zu orientieren. 
 
Frage 5 
Strukturierte Befragungen der Eltern nach ihrer Geburtserfahrung liefern Erkenntnisse über die 
Versorgungsqualität. Inwieweit plant Ihre Partei, Befragungen von Eltern zu fördern? 
 
Das Gesundheitsministerium führt regelmäßig verschiedene Befragungen durch, bspw. im Rahmen 
des Gleichstellungsberichts und des Familienberichts. Zudem wurden im Rahmen des 
Hebammengutachtens Mütter zu den Rahmenbedingungen der Geburt und zur Versorgungsqualität 
befragt. Weitere Befragungen von Eltern nach ihrer Geburtserfahrung können sicherlich hilfreich 
sein, um das Angebot und die Versorgung stetig zu verbessern, auch eine Evaluation des 
Hebammenaktionsplans wäre aus unserer Sicht sinnvoll, um ihn bedarfsgerecht anzupassen.  
 
Frage 6 
Um Aussagen über die Qualität der Geburtshilfe treffen zu können, müssen Geburtsschäden 
erfasst und zentral aufgearbeitet werden. Dazu zählt auch die Erfassung von Müttersterbefällen 
nach Vorgaben der Weltgesundheitsorganisation. Welche Maßnahmen ergreift Ihre Partei zur 
Datenerfassung/ Auswertung von Geburtsschäden? 
 
Als Bündnis 90/Die Grünen setzen wir uns auf Bundesebene im Zuge der Krankenhausreform für die 
Erfassung von Geburtsschäden auch im klinischen Setting und die zentrale Aufarbeitung in 
systematischen Einzelfallanalysen ein, in diesem Rahmen soll ein zentrales anonymes Never Event 
Register etabliert werden. Spezifischere Maßnahmen können wir dann mit der vom 
Bundesgesundheitsministerium für dieses Jahr angekündigten Novellierung des 
Patientenrechtegesetzes anstoßen.  
 
Frage 7 
Inwieweit fördert Ihre Partei sektorenübergreifende, qualitätsgesicherte Versorgungsmodelle von 
klinischen und außerklinischen Angeboten in der Geburtshilfe? 
 
Wir begrüßen den vom Ministerium für Gesundheit, Soziales, Integration und Verbraucherschutz 
geplanten Runden Tisch im Bereich der Hebammenhilfe. Dieser soll, ausgehend von den Ergebnissen 
des Hebammengutachtens, Konzepte, Modellprojekte, Lösungsstrategien etc. entwickeln und deren 
Evaluation begleiten, um die Versorgung mit Leistungen der Hebammenhilfe in ganz Brandenburg 
auch in Zukunft sicherzustellen. Hierzu gehören nach unserer Ansicht auch sektorübergreifende, 
qualitätsgesicherte Versorgungsmodelle von klinischen und außenklinischen Angeboten in der 
Geburtshilfe. 
 



 

 

Frage 8 
Welche Maßnahmen ergreift Ihre Partei, um in künftigen Pandemieplänen die Bedarfe und 
Bedürfnisse von Familien während Schwangerschaft und Geburt zu berücksichtigen? 
 
Wir begrüßen die wissenschaftliche Aufarbeitung der Pandemiemaßnahmen auf Bundesebene. Denn 
mit dem Wissen würden einige Entscheidungen heute anders getroffen. Lehren müssen gezogen 
werden, um in einer nächsten Pandemie besser handeln zu können. Dazu gehört für uns die 
besondere Berücksichtigung von Schwangeren und Gebärenden sowie ihrer Familien in den 
Pandemieplänen. Auch Frauenschutzeinrichtungen, Schwangerschaftskonfliktberatungen und 
weitere Beratungsangebote müssen besondere Priorität haben.  
 
Frage 9 
Wie setzt sich ihre Partei dafür ein, für Schwangere die freie Wahl des Geburtsortes (§ 24 f des 
Fünften Sozialgesetzbuchs) sicherzustellen? 
 
Um verlässliche Daten für geeignete regionalspezifische Maßnahmen für sichere Geburten im ganzen 
Land zu haben, hatte das grüne Gesundheitsministerium erstmals ein Hebammengutachten 

beauftragt. Durch unsere Initiative wurden am Runden Tisch Hebammenhilfe Lösungen für eine 
hochwertige und möglichst wohnortnahe Geburtshilfe entwickelt. Wir wollen weitere 
Modellprojekte anstoßen. Klar ist: Die außerklinische Geburtshilfe kann und muss eine größere Rolle 
spielen, weswegen wir den Hebammenaktionsplan zu einem Aktionsplan „Sichere Geburtshilfe“ 
ausbauen wollen und die Gründung weiterer Geburtshäuser fördern. Aber: Das kann eine 
wohnortnahe Versorgung mit Geburtskliniken nicht ersetzen. Wir unterstützen Pilotprojekte für 
hebammengeleitete Kreißsäle und ermutigen Kliniken, Beleghebammen zuzulassen. Auch 
Hausgeburten gehören zur freien Wahl des Geburtsortes. Wir wollen bundesweit die 
Haftpflichtversicherungsprämien endlich so regeln, dass weiter Haus- und Geburtshausgeburten 
stattfinden können. 
 
Frage 10 
Welche Maßnahmen zur Umsetzung des Nationalen Gesundheitsziels “Gesundheit rund um die 
Geburt” planen Sie? 
 
Die Krankenhausreform im Bund ist die Gelegenheit, das Nationale Gesundheitsziel „Gesundheit 
rund um die Geburt“ (NGZ) umzusetzen, in den aktuellen Verhandlungen macht Bündnis 90/Die 
Grünen daher den Kulturwandel zu mehr hebammengeleiteter Geburtshilfe immer wieder zum 
Schwerpunkt. Die Bundesregierung hat, mit maßgeblicher grüner Beteiligung, zur Umsetzung des 
NGZ den Aktionsplan Rund um die Geburt auf den Weg gebracht. Damit dieser konkreter und 
wirksamer wird, setzen wir uns ein für die Aufnahme des NGZ ins Präventionsgesetz (§20 Abs. 3 SGB 
V), die Einrichtung einer Koordinierungsstelle beim BMG, bzgl. der 1:1 Betreuung ein Lagebild zur 
Personalsituation, eine leitlinienorientierte Personalbemessung (1:1) und eine Strategie zur 
Stellenbesetzung, eine Analyse von Gründen/Fehlanreizen für die hohe Interventionsrate, die 
Förderung hebammengeleiteter Kreißsäle z.B. über Sicherstellungszuschläge, Anreize im 
Finanzierungssystem oder durch verbindliche Strukturvorgaben (Krankenhausreform). 
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Wahlprüfsteine zur Landtagswahl 2024 
Mother Hood e.V. 
 
Frage 1: Wie stellen Sie sicher, dass Familien während Schwangerschaft, Geburt und 
Wochenbett wohnortnah versorgt werden können (zum Beispiel Verhinderung von 
Schließung von Geburtsstationen, Konzepte zur Förderung von Hebammenpraxen 
oder Überleitungskonzepte)? 
Die drohende Schließung von Geburtsstationen im Zuge der Krankenhausreform führt im 
Flächenland Brandenburg zu großen Herausforderungen. Derzeit wird die 
Versorgungssicherheit von kleinen Kliniken noch aufrechterhalten, aber der Kostendruck 
erhöht sich. Deshalb muss die Planungshoheit der Krankenhausreform bei den Ländern 
bleiben. Wir setzen uns für eine gesicherte flächendeckende und qualitativ hochwertige 
Hebammenversorgung ein, damit alle Familien gerade in der Zeit von Schwangerschaft, 
Geburt und Nachsorge ausreichend Betreuung und Versorgung erfahren. Wir 
unterstützen ausdrücklich die Ausbildung von Familienhebammen, damit Familien gut 
durch diese besondere Zeit kommen. Mit der Hebammen-Förderrichtlinie des Landes 
Brandenburg unterstützt Brandenburg die Ausbildungsbegleitung, die Gründung einer 
eigenen Praxis und Fortbildungen. 
 
 
Frage 2: Eine Eins-zu-Eins-Betreuung während der Geburt wird in der aktuellen 
medizinischen Leitlinie „Vaginale Geburt am Termin“ empfohlen. Welche 
Maßnahmen ergreifen Sie für entsprechende personelle und strukturelle 
Kapazitäten in den Kliniken? 
Wir brauchen vor allem ausreichend Fachkräfte um eine Eins-zu-Eins Betreuung zu 
realisieren. Die endgültige Ausgestaltung der Krankenhausreform steht noch nicht fest, 
was auch Auswirkungen auf die Geburtsstationen hat. Der Fachkräftemangel wird 
zunehmend problematisch, da Hebammen u.a. aus Altersgründen den Beruf verlassen. 
Auch zurückgehende Geburtszahlen vor allem in ländlichen Regionen führen zu 
Herausforderungen. In Brandenburg gibt es einen „Runden Tisch Hebammenhilfe“, der 
sich den Herausforderungen bei der Hebammenversorgung im Land stellt und Lösungen 
zur Sicherung der Versorgung entwickelt. 
 
 
Frage 3: Welche Schritte unternehmen Sie zur Umsetzung der Istanbul-Konvention 
zur „Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen“ in Bezug auf Gewalterfahrungen 
während der Geburt? 
Die Umsetzung der Istanbul Konvention ist uns ein wichtiges Anliegen, um Kinder und 
Frauen vor Gewalt zu schützen, die in ihrem eigenen Zuhause nicht den notwendigen 
Schutz finden. Ein wichtiger Schritt war und ist für uns die Aussetzung der 
Nutzungsentgelte in Frauenhäusern, damit alle Frauen und Mädchen Schutz finden 
können, ohne sich zu verschulden. Das Thema Gewalt während der Geburt sollte am 
„Runden Tisch Hebammenhilfe“ diskutiert werden. 
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Frage 4: Welche Maßnahmen ergreift Ihre Partei, um neue evidenzbasierte 
Qualitätsindikatoren für die Geburtshilfe zu entwickeln?  
Mit der Etablierung der zwei Brandenburger Hebammenstudiengänge an der BTU 
Senftenberg seit Herbst 2021 und an der neugegründeten Hochschule für 
Gesundheitsfachberufe in Eberswalde seit Herbst 2023 konnten wir die Zahl der 
Hebammen steigern. Die fachschulische und akademische Ausbildung sollte auch den 
Austausch zu Qualitätsindikatoren bei der Geburtshilfe fördern.  
 
 
Frage 5: Strukturierte Befragungen der Eltern nach ihrer Geburtserfahrung liefern 
Erkenntnisse über die Versorgungsqualität. Inwieweit plant Ihre Partei, Befragungen 
von Eltern zu fördern? 
Für die Untersuchung zum Hebammengutachten wurden Hebammen, Schüler, 
Geburtskliniken, Geburtshäuser, Gesundheitsämter und Mütter befragt. Laut 
Hebammengutachten von 2022 sind mehr als drei Viertel der Brandenburger Mütter mit 
der stationären Hebammenversorgung und Geburtshilfe zufrieden oder sehr zufrieden. 
Bei der Betreuung auf Wochenbettstationen und Frühgeborenenstationen sind zwei 
Drittel zufrieden, was vermutlich auf Restriktionen während der Corona Pandemie 
zurückzuführen ist. Wir unterstützen den Austausch zwischen Hebammen und Eltern, um 
weitere Verbesserungen zu forcieren. 
 
 
Frage 6: Um Aussagen über die Qualität der Geburtshilfe treffen zu können, müssen 
Geburtsschäden erfasst und zentral aufgearbeitet werden. Dazu zählt auch die 
Erfassung von Müttersterbefällen nach Vorgaben der Weltgesundheitsorganisation. 
Welche Maßnahmen ergreift Ihre Partei zur Datenerfassung/ Auswertung von 
Geburtsschäden? 
Aktuell führen wir keine Maßnahmen zur Datenerfassung und Auswertung von 
Geburtsschäden durch. Dies könnte aber am „Runden Tisch Hebammenhilfe“ 
thematisiert werden. 
 
 
Frage 7: Inwieweit fördert Ihre Partei sektorenübergreifende, qualitätsgesicherte 
Versorgungsmodelle von klinischen und außerklinischen Angeboten in der 
Geburtshilfe? 
Wir unterstützen die Vielfalt von klinischen und außerklinischen Angeboten in der 
Geburtshilfe, um den Familien freie Entscheidung bei der Geburt zu gewähren. Die 
sektorenübergreifende Zusammenarbeit kann am „Runden Tisch Hebammenhilfe“ 
diskutiert werden. 
 
 
Frage 8: Welche Maßnahmen ergreift Ihre Partei, um in künftigen Pandemieplänen 
die Bedarfe und Bedürfnisse von Familien während Schwangerschaft und Geburt zu 
berücksichtigen? 
Da das Hebammengutachten Mütter befragt hat, die in der Pandemiezeit 2020 und 2021 
Kinder geboren haben und dies auch gezeigt hat, dass bestimmte Maßnahmen 
Unzufriedenheit hervorgerufen haben, sind diese Erfahrungen für künftige  
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Krisensituationen zu berücksichtigen. Der Blick muss der ganzen Familie gewidmet sein 
und die Gesundheit von Mutter und Kindern priorisieren.  
 
 
Frage 9: Wie setzt sich ihre Partei dafür ein, für Schwangere die freie Wahl des 
Geburtsortes (§ 24 f des Fünften Sozialgesetzbuchs) sicherzustellen? 
Die Versicherte hat Anspruch auf ambulante oder stationäre Entbindung. Die Versicherte 
kann ambulant in einem Krankenhaus, in einer von einer Hebamme oder einem 
Entbindungspfleger geleiteten Einrichtung, in einer ärztlich geleiteten Einrichtung, in 
einer Hebammenpraxis oder im Rahmen einer Hausgeburt entbinden. Wir stehen für eine 
freie Wahl des Geburtsortes, Sicherheit, Schutz und Gesundheit von Mutter und Kindern 
vorausgesetzt. 
 
 
Frage 10: Welche Maßnahmen zur Umsetzung des Nationalen Gesundheitsziels 
„Gesundheit rund um die Geburt“ planen Sie? 
Aktuell planen wir keine konkreten Maßnahmen. Der „Runde Tisch Hebammenhilfe“ wird 
sich in unterschiedlichen Themenbereichen mit Maßnahmen zur Sicherung der 
Hebammen-Versorgung auseinandersetzen und Lösungen und Strategien daraus 
entwickeln. 



Antworten des Landesverbandes Brandenburg DIE LINKE auf die Wahlprüfsteine von Mother Hood 
e.V. 

 

 

1. Wie stellen Sie sicher, dass Familien während Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett 
wohnortnah versorgt werden können (zum Beispiel Verhinderung von Schließung von 
Geburtsstationen, Konzepte zur Förderung von Hebammenpraxen oder Überleitungskonzepte) ? 

Wir unterstützen zur Sicherstellung mit Hebammenleistung auch Modellprojekte, sofern diese 
wissenschaftlich begleitet sowie bei positiver Evaluation fortgesetzt werden. Dazu gehören auch 
Investitionen in neue Praxen, Geburtshäuser u.ä., auch durch die Kommunen. Hier sehen wir die 
Kommunen in der Pflicht. So wie die Investitionen privat betriebener Praxen privat zu erfolgen 
haben, sind ebenso die Kommunen in der Verantwortung, die von ihnen betriebenen Praxen investiv 
auszustatten. In jedem Fall hat die Vergütung durch die Krankenkassen in ausreichender Höhe zu 
erfolgen.  

Was die personelle Situation in den Kreißsälen angeht, setzt sich DIE LINKE generell für eine deutliche 
Verbesserung der personellen Situation in den Kliniken ein. Dazu gehört auch das Instrument der 
Personalbemessung. Im Übrigen wurde die Bundesregierung im Ergebnis des Bundesratsverfahrens 
zum Pflege-Personal-Stärkungs-Gesetz unter anderem auf Initiative Brandenburgs aufgefordert, eine 
Erweiterung des Gesetzentwurfs um die Hebammenstellen und Hebammenpersonalkosten zu 
prüfen. Dem Vorschlag wurde seitens des Bundes leider nicht entsprochen. 

 

2. Eine Eins-zu-Eins-Betreuung während der Geburt wird in der aktuellen medizinischen Leitlinie 
“Vaginale Geburt am Termin” empfohlen. Welche Maßnahmen ergreifen Sie für entsprechende 
personelle und strukturelle Kapazitäten in den Kliniken? 

Hier geht es vor allem um die Umsetzung des nationales Gesundheitsziels „Gesundheit rund um die 
Geburt“. Dabei muss die 1:1-Betreuung nicht Ausnahme, sondern Regel sein. 

Eine 1:1-Betreuung während der Geburt sehen wir in einem Land wie Deutschland als möglich und 
verpflichtend an. Dieses wird sich nun nicht auf kurzem Wege realisieren lassen, dennoch ist die 
Ausweitung der personellen Ausstattung dazu ein erster Schritt. Ein grundlegender Punkt hierbei ist 
mitunter das DRG-System (Fallpauschalen), das zwar zum Teil zu Überversorgung, aber in wichtigen 
Bereichen wie der Geburtshilfe ganz klar zu Personalmangel und zu Fehlanreizen führt. DIE LINKE 
fordert auf Bundesebene deshalb energisch die Abschaffung des DRG-Systems.  

Wir sind anstelle dessen für eine bedarfsgerechte Finanzierung der Krankenhäuser und für die 
Rücknahme des Krankenhauswettbewerbs. Gern nehmen wir dazu Zwischenschritte in Kauf, bspw. 
die Herausnahme der Hebammenleistungen und Geburtsbetreuungen aus dem DRG-System. 

Solange Kaiserschnitte lukrativer sind, weil sie schlichtweg planbarer sind, läuft im 
Gesundheitssystem etwas schief. Es kann und darf nicht sein, dass es dem Krankenhaus allein darum 
zu gehen hat, mit möglichst wenig Personal so viel wie möglich zu erreichen.  

Die Zentralisierung muss gestoppt werden. Hebammenhilfe gehört zur Grundversorgung. 

Wir sind für den Ausbau und die Förderung von hebammengeleiteter Geburtshilfe. 

Brandenburg braucht ein Förderprogramm für die flächendeckende Etablierung und Verstetigung 
von hebammengeleiteten Kreißsälen (Hebammenkreißsaal). 

Es braucht in Brandenburg eine Landesförderung von Kliniken, damit diese unabhängig von DIGs den 
geburtshilflichen Versorgungsauftrag erfüllen können und die Frauen wirklich die freie Wahl des 
Geburtsortes haben.  Als besonders wichtig erachten wir auch die Sicherstellung der praktischen 
Hebammenausbildung. 



3. Welche Schritte unternehmen Sie zur Umsetzung der Istanbul-Konvention zur “Bekämpfung der 
Gewalt gegen Frauen” in Bezug auf Gewalterfahrungen während der Geburt? 

Bei einer auch von uns angestrebten 1:1 Betreuung bei der Geburt, ist ein besserer Schutz vor Gewalt 
unserer Ansicht nach, durchaus gegeben. 

Gewalt bei der Geburt ist unzumutbar. Sollte es doch dazu kommen, gibt es an 15 Krankenhäusern in 
Brandenburg Stellen zur anonymen Spurensicherung bei Gewalt und entsprechende 
Beratungsstellen. Wir wissen, dass das nur ein Anfang sein kann. 

Wichtig ist auch, dass Frauen, wenn sie sich unsicher sind, bei der Vorbereitung auf die Geburt die 
Kontaktmöglichkeit zur Koordinierungsstelle für die Umsetzung der Istanbul Konvention im MSGIV 
kennen. 

 

4. Welche Maßnahmen ergreift Ihre Partei, um neue evidenzbasierte Qualitätskriterien für die 
Geburtshilfe zu entwickeln? 

7. Inwieweit fördert Ihre Partei sektorenübergreifende, qualitätsgesicherte Versorgungsmodelle 
von klinischen und außerklinischen Angeboten in der Geburtshilfe? 

10. Welche Maßnahmen zur Umsetzung des Nationalen Gesundheitsziels “Gesundheit rund um die 
Geburt” planen Sie? 

Wir stehen für die Umsetzung des nationalen Gesundheitsziels „Gesund rund um die Geburt“. Dabei 
sollen Schwangere, Mütter und Neugeborene umfassend und ganzheitlich betreut und versorgt 
werden. Dazu gehören Maßnahmen der Prävention und Früherkennung, die interdisziplinäre 
Zusammenarbeit verschiedener Gesundheitsberufe sowie Information und Aufklärung. Besonders 
wichtig ist es dabei für uns, dass für die Menschen in Brandenburg flächendeckend und wohnortnah 
Geburtskliniken und -zentren sowie freiberufliche Hebammen zur Verfügung stehen und damit die 
Wahlfreiheit des Geburtsorts sichergestellt wird. Denn die Versorgungslage in Brandenburg ist auch 
hier leider zunehmend prekär. (Schließung der Geburtskliniken in Templin und Eisenhüttenstadt 
sowie die aktuelle anhaltende Schließung in Rathenow) Eine Möglichkeit Schwangere, Mütter, 
Neugeborene und deren Familien, aber auch Kliniken zu entlasten, sehen wir in der 
flächendeckenden Einführung von hebammengeleiteten Kreißsälen. Eine entsprechende 
Landesförderung wäre hier hilfreich. 

 

5. Strukturierte Befragungen der Eltern nach ihrer Geburtserfahrung liefern Erkenntnisse über die 
Versorgungsqualität. Inwieweit plant Ihre Partei, Befragungen von Eltern zu fördern? 

Das hatten wir bisher nicht geplant. Dazu können wir aber gerne im Gespräch bleiben. 

Wir wissen, dass die Hebammen solche Befragungen durchführen. Es wäre sicher angebracht, diese 
zu bündeln. Danke für die Anregung. 

 

6. Um Aussagen über die Qualität der Geburtshilfe treffen zu können, müssen Geburtsschäden 
erfasst und zentral aufgearbeitet werden. Dazu zählt auch die Erfassung von Müttersterbefällen 
nach Vorgaben der Weltgesundheitsorganisation. Welche Maßnahmen ergreift Ihre Partei zur 
Datenerfassung/ Auswertung von Geburtsschäden? 

Zu dieser Thematik sind wir mit den Fachverbänden im Gespräch. 

 

8. Welche Maßnahmen ergreift Ihre Partei, um in künftigen Pandemieplänen die Bedarfe und 
Bedürfnisse von Familien während Schwangerschaft und Geburt zu berücksichtigen? 

 



9. Wie setzt sich ihre Partei dafür ein, für Schwangere die freie Wahl des Geburtsortes (§ 24 f des 
Fünften Sozialgesetzbuchs) sicherzustellen? 

Wir sind für die Weiterführung der Hebammenförderrichtlinie ab 2025. Diese muss aber im Dialog 
mit den Fachverbänden angepasst werden. Dabei müssen auch veränderte Bedingungen unter 
Pandemien berücksichtigt werden. 

Wir sind dafür, die Finanzierung von Familienhebammen landesweit sicher- bzw. gleichzustellen. 

In Brandenburg sollte für die Ausbildung von Familienhebammen ein Angebot geschaffen werden, 
um die wachsenden Bedarfe bei Familien zu decken sowie Kolleg*innen niedrigschwellig eine 
Weiterbildung zu ermöglichen. 

DIE LINKE hat die Problematik klar erkannt. So setzten wir uns beispielsweise im Landtag dafür ein, 
dass der Bereich Geburtshilfe in den Haushalten gesondert berücksichtigt und finanziell ausgestattet 
wird. Es ist uns gelungen, für die Entwicklung und Umsetzung des Hebammenaktionsplans zur 
Sicherstellung und dauerhaften Stabilisierung der Versorgung mit Hebammen Finanzen 
bereitzustellen. Zweck der finanziellen Ausstattung ist eine regelmäßige Bedarfserfassung, ein Portal 
zur Suche und Vermittlung von Hebammen, eine „Koordinierungsstelle Hebammen“ sowie die 
direkte Unterstützung von Hebammen bei der Praxiseinrichtung sowie bei der Fortbildung. 

In diesem Kontext begrüßen wir den Beschluss des Bündnisses Gesund Aufwachsen, AG Frühe Hilfen 
und Pädiatrische Versorgung, der u.a. die Formulierung von Handlungsansätzen zur Sicherstellung 
der Versorgung der Frauen mit Hebammenhilfe zum Gegenstand hat. Zusätzlich sollen Aussagen zur 
Unterstützung der werdenden und jungen Familien, zur Förderung der Kooperation der beteiligten 
Professionen und Vorschläge für die Weiterentwicklung (z.B. im Rahmen) von Modellprojekten 
getroffen werden. Alle Ausarbeitungen sollen stets das nationale Gesundheitsziel „Gesundheit rund 
um die Geburt“ im Blick behalten. Dieses begrüßen und befürworten wir ausdrücklich. Das Bündnis 
Gesund Aufwachsen erleben wir von jeher als kompetenten Partner, der unsere volle Unterstützung 
erfährt.  

Wo Hebammen gebraucht werden, muss Nachwuchs her. Im Land Brandenburg gibt es zwei staatlich 
anerkannte Ausbildungsstätten (Cottbus/Chóśebuz und Eberswalde). Die Akademisierung der 
Hebammen ist vollständig umgesetzt. Damit wurde der Beruf aufgewertet. 
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Frage 1 
Wie stellen Sie sicher, dass Familien während Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett 
wohnortnah versorgt werden können (zum Beispiel Verhinderung von Schließung von 
Geburtsstationen, Konzepte zur Förderung von Hebammenpraxen oder 
Überleitungskonzepte) ? 
 
Antwort der FDP Brandenburg 
Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, dass werdende Eltern die bestmögliche 
Versorgung erhalten. Dafür muss die Gesundheitsversorgung einschließlich der Geburtshilfe 
künftig umfassend, regional und mit einem noch stärkeren Fokus auf die Menschen gedacht 
werden. Wir wollen die Verzahnung und Vernetzung aller Versorgungsbereiche daher 
weiterentwickeln. Um Frauen eine selbstbestimmte Geburt zu ermöglichen, treten wir dafür 
ein, dass weiterhin eine Wahlfreiheit zwischen einer Entbindung in einer Geburtshilfeklinik 
oder in einem Geburtshaus existiert. Hierfür müssen die Kliniken beziehungsweise 
Geburtshäuser personell und räumlich besser ausgestattet werden. Wir Freie Demokraten 
wollen die flächendeckende Versorgung mit Hebammenhilfe sicherstellen. Gerade auch im 
ländlichen Raum müssen wir dafür sorgen, dass ein umfassendes Geburtshilfe- und 
Betreuungsangebot für Schwangere und Mütter in erreichbarer Distanz vorhanden ist. 
 
 
Frage 2 
Eine Eins-zu-Eins-Betreuung während der Geburt wird in der aktuellen medizinischen 
Leitlinie “Vaginale Geburt am Termin” empfohlen. Welche Maßnahmen ergreifen Sie für 
entsprechende personelle und strukturelle Kapazitäten in den Kliniken? 
 
Antwort der FDP Brandenburg 
Wir engagieren uns aktiv für die Förderung der Zuwanderung qualifizierter Pflegefachkräfte 
sowie die schnelle und unkomplizierte Anerkennung von Pflegeabschlüssen. Wir setzen uns 
darüber hinaus dafür ein, den Pflegeberuf attraktiver zu gestalten, indem wir angemessene 
Bezahlung und bessere Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte fördern. Dazu unterstützen wir 
Sofortmaßnahmen für Aus- und Weiterbildungsoffensiven, Anreize für den Wechsel von 
Teilzeit zurück in Vollzeit, Wiedereinstiegsprogramme für Pflegekräfte, die in andere 
Berufsfelder gewechselt sind, sowie Weiterqualifizierungen. 
 
 
Frage 3 
Welche Schritte unternehmen Sie zur Umsetzung der Istanbul-Konvention zur 
“Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen” in Bezug auf Gewalterfahrungen während der 
Geburt? 
 
Antwort der FDP Brandenburg 
Die erschreckende Zunahme von Fällen häuslicher Gewalt erfordert entschlossene 
Maßnahmen, auch in Bezug auf Gewalterfahrungen während der Geburt. In diesem Kontext 
setzen wir uns konsequent für eine nachhaltige Stärkung von Beratungs- und Hilfsangeboten 
ein. Wir orientieren uns an den Vorgaben der Istanbul-Konvention, um ausreichend Platz in 
Frauenhäusern sicherzustellen und eine bedarfsgerechte Unterbringung für Betroffene zu 
gewährleisten. 
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